
Der Gerichtshof
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Die Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Gemein-
schaften (EuGH) und des Gerichts erster Instanz (Gel) wurden im Jahr 2002 nur
geringfügig geändert. Art. 20 der EuGH-Satzung wurde um eine Bestimmung
ergänzt, die es Drittstaaten, mit denen die Gemeinschaft internationale Abkommen
geschlossen hat, ermöglicht, in Vorabentscheidungsverfahren Schriftsätze einzurei-
chen oder schriftliche Erklärungen abzugeben, soweit das jeweilige Abkommen
dies vorsieht1 und die von einem Gericht eines Mitgliedstaats vorgelegte Frage in
den Anwendungsbereich des Abkommens fällt.2 Die Sprachenregelung der EuGH-
Verfahrensordnung wurde an diese Änderung angepasst.3 Für die Zeit vom Inkraft-
treten des Vertrags von Nizza bis zum Inkrafttreten der durch den Vertrag von Nizza
erforderlich gewordenen Änderungen der EuGH-Verfahrensordnung hat der EuGH
Übergangsmaßnahmen betreffend die Wahl der Kammerpräsidenten, die Besetzung
der Kammern und die Zuweisung von Rechtssachen an die Spruchkörper getrof-
fen.4 Durch Änderung der Dienstanweisung für den Kanzler hat das Gel dem
Kanzler einen Hilfskanzler zu Seite gestellt,5 der ihn in der Wahrnehmung der
Aufgaben unterstützen und ihn erforderlichenfalls vertreten soll.

Die Zahl der beim EuGH im Jahr 2002 anhängig gemachten Rechtssachen ging
mit 477 im Vergleich zum Vorjahr leicht zurück (2001: 504). Die Verteilung der neu
anhängig gemachten Rechtssachen auf die einzelnen Verfahrensarten änderte sich
gegenüber dem Vorjahr zum Teil deutlich. Das Gewicht der Vorabentscheidungs-
ersuchen war mit 45,3% allerdings nur etwas niedriger als im Vorjahr (2001: 47%).
Der Anteil der direkten Klagen stieg jedoch auf 42,8% an (2001: 37,1%). Der Anteil
der Rechtsmittel wies mit 9,6% einen entsprechend deutlichen Rückgang auf
(2001: 14,3%). Die Zahl der erledigten Rechtssachen lag mit 513 klar über der Zahl
des Vorjahres (2001: 434). Mit 907 Rechtssachen waren zum Jahresende etwas
weniger Rechtssachen beim EuGH anhängig als im Vorjahr (2001: 943). Beim Gel
war eine Zunahme der anhängig gemachten Rechtssachen von 345 (2001) auf 411
zu verzeichnen. Die Zahl der erledigten Rechtssachen blieb mit 331 Rechtssachen
gegenüber dem Vorjahr annähernd gleich (2001: 340); die Zahl der zum Jahresende
beim Gel anhängigen Rechtssachen stieg von 792 (2001) auf 872.6

Freizügigkeit — Unionsbürgerschaft

Die Auswirkungen der EG-Freizügigkeitsbestimmungen und der Unionsbürger-
schaft auf das Bildungswesen der Mitgliedstaaten beschäftigten den EuGH in zwei
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Rechtssachen. In der Rechtssache C-413/997 hatte der EuGH Gelegenheit, die
Bildungsrechte der Kinder von Wanderarbeitnehmern und die Reichweite der
Unionsbürgerschaft zu präzisieren. Wie schon in seiner bisherigen Rechtsprechung,
lehnte der EuGH eine enge Auslegung der VO 1612/688 ab und orientierte sich an
dem Leitbild bestmöglicher Integration der Wanderarbeitnehmer im Aufnahmeland.
Demnach spielt es für das Recht der Kinder von Wanderarbeitnehmern, gemäß Art.
12 VO 1612/68 am allgemeinen Unterricht teilzunehmen, keine Rolle, dass die
Eltern inzwischen geschieden wurden, dass nur ein Eltern teil die Unionsbürger-
schaft besitzt, aber nicht mehr Wanderarbeitnehmer im Aufnahmemitgliedstaat ist,
oder dass die Kinder selbst keine Unionsbürger sind. Darüber hinaus hat das
Elternteil, welches die Personensorge wahrnimmt, unabhängig von seiner Staats-
angehörigkeit ein Aufenthaltsrecht im Aufnahmestaat, um den Kindern die Wahr-
nehmung ihres Rechts auf Teilnahme am allgemeinen Unterricht zu erleichtern. Zur
Reichweite der Unionsbürgerschaft stellte der EuGH schließlich klar, dass sich
jeder Bürger unmittelbar auf das in Art. 18 EGV verankerte Recht zum Aufenthalt
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten berufen kann, da diese Bestimmung hinrei-
chend klar und präzise ist. Die in Art. 18 EGV erwähnten Beschränkungen und
Bedingungen stehen einer solchen Auslegung nicht entgegen. Vielmehr unterliegt
deren Anwendung ihrerseits der gerichtlichen Kontrolle, insbesondere im Hinblick
auf die Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.

In der Rechtssache C-224/989 stellte der EuGH fest, dass der durch die Unions-
bürgerschaft verbürgte Anspruch auf gleiche rechtliche Behandlung auch den eige-
nen Staatsangehörigen zusteht, die von ihrer Freizügigkeit Gebrauch gemacht
haben, indem sie in einem anderen Mitgliedstaat ihre Schulausbildung absolviert
haben, und in ihren Herkunftsmitgliedstaat zurückkehren. Andernfalls könnte die
Mobilität im Bildungsbereich, die gemäß Art. 149 Abs. 2 EGV zu den Zielen des
Vertrages gehört, beeinträchtigt werden. Der EuGH erkannte zwar das legitime
Interesse des nationalen Gesetzgebers an, bei der Gewährung von Überbrückungs-
geld - einer Form von Arbeitslosengeld an Schulabgänger - die effektive Verbun-
denheit des Antragstellers mit dem betroffenen räumlichen Arbeitsmarkt sicher zu
stellen. Jedoch hielt er die fragliche nationale Regelung, die die Gewährung von
Überbrückungsgeld an eine inländische Schulausbildung knüpfte, für zu allgemein
und einseitig.

Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften

Die Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften10 hat
Zweifel an der Vereinbarkeit der im deutschen internationalen Gesellschaftsrecht
herrschenden Sitztheorie mit der Niederlassungsfreiheit aufgeworfen. Nach dieser
Theorie entscheidet über die Rechtsfähigkeit von Gesellschaften nicht das Recht
des Gründungsstaates (Gründungstheorie), sondern das Recht des Staates, in dem
sich der tatsächliche Verwaltungssitz befindet. In der Rechtssache C-208/00,"
einem Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs, konnte der EuGH die
Frage nun klären. Danach ist die Sitztheorie, soweit sie zur Folge hat, dass eine
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nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats gegründete Gesellschaft bei der
Verlegung ihres Hauptsitzes nach Deutschland ihre Rechtsfähigkeit in Deutschland
verliert und hier nötigenfalls neu gegründet werden muss, mit der Niederlassungs-
freiheit nicht vereinbar. Die Vertragsbestimmungen über die Niederlassungsfreiheit
gehen davon aus, dass die Mitgliedstaaten über die Bedingungen der Existenz von
Gesellschaften in ihren Rechtsordnungen autonom entscheiden. Diese Entschei-
dung dürfen andere Mitgliedstaaten nicht dadurch in Zweifel ziehen, dass sie die
Anerkennung der Rechtsfähigkeit solcher Gesellschaften bei einer Verlagerung des
Verwaltungssitzes verweigern. Andernfalls würde die Niederlassungsfreiheit von
Gesellschaften insoweit negiert. Aus diesem Grund kann die Sitztheorie auch nicht
durch die mit ihr verfolgten Ziele - Rechtssicherheit, Gläubigerschutz, Schutz von
Minderheitsgesellschaftern, Schutz der Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Schutz
von Fiskalinteressen - gerechtfertigt werden.

Staatliche Beihilfen

In der Rechtssache C-209/00,12 einer gegen Deutschland gerichteten Vertrags-
verletzungsklage, ging es um die Modalitäten der Rückforderung einer gemein-
schaftsrechtswidrigen staatlichen Beihilfe. Hintergrund des Rechtsstreits war die
Eingliederung der Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-
Westfalen (WfA) in die Westdeutsche Landesbank (WestLB) zum 1. Januar 1992.
Die WfA stand bis zuletzt im alleinigen Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen,
die WestLB befindet sich in der Hand verschiedener öffentlicher Anteilseigner,
auch des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Kommission war zu dem Schluss
gekommen, dass die Eingliederung der WfA in die WestLB Elemente einer staat-
lichen Beihilfe enthalte, da das Land für die dadurch bewirkte Kapitalerhöhung der
WestLB keine den Marktbedingungen entsprechende Gegenleistung erhalten habe.
Sie erklärte die Beihilfe für unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt und ordne-
te deren Rückforderung an.13 Gegen diese Entscheidung erhoben die Bundes-
republik Deutschland vor dem EuGH und die WestLB und das Land Nordrhein-
Westfalen vor dem Gel Nichtigkeitsklage;14 einen Antrag auf Aussetzung der
Durchführung der Kommissionsentscheidung stellten sie nicht. Um der Rück-
forderungsentscheidung nachzukommen, teilte Deutschland der Kommission nach-
einander zwei Maßnahmenpakete mit; eine Rückzahlung von Barmitteln der
WestLB an das Land war in keinem Fall vorgesehen. Die zuerst mitgeteilten
Maßnahmen zielten auf eine zusätzliche Beteiligung des Landes am beihilfe-
bedingten Wertzuwachs der WestLB, die auf einer Vereinbarung der Anteilseigner
der Bank beruhte und erst bei einer Liquidation der WestLB oder bei einer Ände-
rung der Eigentumsverhältnisse zum Tragen kommen sollte. Zudem sollte die
Vereinbarung mit der Entscheidung des Gel über die Nichtigkeitsklagen rückwir-
kend entfallen. Der anschließende Vorschlag sah die Erstattung der Beihilfe als
Sachleistung in Form einer stillen Einlage des Landes vor. Die Kommission hielt
die mitgeteilten Maßnahmen nicht für geeignet, um die Rückforderungsentschei-
dung umzusetzen. Der EuGH gab der von der Kommission erhobenen Klage statt.
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Er räumte zwar ein, dass ein Mitgliedstaat in der Wahl der Mittel, eine Rück-
forderungsentscheidung umzusetzen, frei ist, solange die Geltung und Wirksamkeit
des Gemeinschaftsrechts nicht beeinträchtigt wird. Deshalb darf ein Mitgliedstaat
die Beihilfe auch in anderer Form als durch eine - für die Kommission leicht kon-
trollierbare - Barzahlung zurückfordern. In diesem Fall, der eine komplexere
Bewertung verlangt, muss der Mitgliedstaat der Kommission aber in transparenter
Weise alle Informationen zur Verfügung stellen, damit sie die Umsetzung der
Rückforderungsentscheidung prüfen kann. Zudem darf die Maßnahme nicht von
Bedingungen abhängen und muss sofort anwendbar sein. Die von Deutschland
zuerst mitgeteilten Durchführungsmodalitäten genügten diesen Anforderungen
schon deshalb nicht, weil die Neuverteilung der Anteile erst in Ungewisser Zukunft
zum Tragen kommen sollte und die zugrunde liegende Vereinbarung widerruflich
war. Die der Kommission anschließend unterbreiteten Maßnahmen waren lediglich
Durchführungsvorschläge ohne bindenden Charakter.

In der Rechtssache C-242/0015 wandte sich Deutschland gegen eine Entschei-
dung der Kommission, mit der diese die von Deutschland für die Jahre 2001 bis
2003 vorgelegte Fördergebietskarte, die als Grundlage für die Gewährung von
Regionalbeihilfen dient, in Bezug auf Gebiete nach Art. 87 Abs. 3 lit. c) EGV
genehmigt hatte. Dieses scheinbar widersprüchliche Verhalten Deutschlands erklärt
sich aus dem Werdegang der Kommissionsentscheidung. Im Vorfeld hatte Deutsch-
land die Zahl der Fördergebiete gegenüber seiner ursprünglichen Anmeldung redu-
ziert, um die für Deutschland anhand der „Leitlinien für staatliche Beihilfen mit
regionaler Zielrichtung"16 von der Kommission festgelegte Bevölkerungs-
höchstgrenze der Gebiete nach Art. 87 Abs. 3 lit. c) EGV einzuhalten und so die
Fortsetzung der Regionalförderung nicht zu gefährden. Gleichwohl hatte Deutsch-
land stets an seinem Rechtsstandpunkt festgehalten, dass die Nichtberücksichtigung
der ausgesonderten Fördergebiete - die sich als Folge eines komplizierten, mehr-
stufigen Verfahrens zur Ermittlung der Bevölkerungshöchstgrenzen für die einzel-
nen Mitgliedstaaten ergab - gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoße. Deutschland
erhob Nichtigkeitsklage, weil es annahm, dass die Kommissionsentscheidung
neben der Genehmigung implizit auch eine Zurückweisung des weiter gehenden
Anspruchs enthalte. Der Ansicht der Kommission, die Klage sei unzulässig, weil
die angegriffene Entscheidung lediglich früher im Verfahren getroffene bestands-
kräftige Festlegungen der Kommission zu den Bevölkerungshöchstzahlen bestäti-
ge, folgte der EuGH nicht. Diese Festlegungen hatten nämlich keinen selbständigen
Entscheidungscharakter, sondern stellten unselbständige Bestandteile der „Leit-
linien" dar. Insoweit hätten sie, als „zweckdienliche Maßnahmen" im Sinne von
Art. 88 Abs. 1 EGV, Verbindlichkeit nur mit Zustimmung Deutschlands erlangen
können, die jedoch insoweit nicht vorlag. Die Klage war aber unzulässig, weil der
weiter gehende Antrag Deutschlands durch die Entscheidung der Kommission nicht
ausgeschlossen und Deutschland somit von dieser nicht beschwert war.
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Außenbeziehungen

In der Rechtssache C-476/98'7 erhob die Kommission gegenüber Deutschland -
ebenso wie in einer Reihe weiterer Rechtssachen gegenüber anderen Mitglied-
staaten18 - den Vorwurf der Vertragsverletzung wegen einer Verletzung der Außen-
kompetenz der Gemeinschaft durch den Abschluss eines bilateralen Luftverkehrs-
abkommens, eines sog. „Open-skies"-Abkommens, mit den USA.19 Der EuGH
nahm die Rechtssache zum Anlass, seine bisherige Rechtsprechung zur Außenkom-
petenz der Gemeinschaft zusammenzufassen und zu erläutern. Zuerst prüfte er, ob
die Gemeinschaft für den Abschluss des Luftverkehrsabkommens über eine aus-
schließliche Außenkompetenz im Sinne des Gutachtens 1/7620 verfügte. Nach die-
ser Rechtsprechung hat die Gemeinschaft dann eine ausschließliche Außenkompe-
tenz, wenn die interne Zuständigkeit wirksam nur zugleich mit der Außenkompe-
tenz ausgeübt werden kann, weil sich die Vertragsziele in dem fraglichen Bereich
nicht durch die Aufstellung autonomer Regeln erreichen lassen. Der EuGH sah es
indes als nicht erwiesen an, dass die Gemeinschaft die Ziele des Vertrags im
Luftverkehrsbereich nicht durch autonome Vorschriften hätte erreichen können,
zumal es der Rat lange Zeit nicht für erforderlich gehalten hat, auf Gemeinschafts-
ebene mit den USA entsprechende Verhandlungen zu führen. Aus der sog. AETR-
Rechtsprechung,21 die der EuGH anschließend heranzog, ergibt sich jedoch, dass
die Zuständigkeit der Gemeinschaft für den Abschluss eines völkerrechtlichen
Vertrages auch aus dem Erlass interner Rechtsakte folgen kann. Soweit in diesen
Rechtsakten Rechtsnormen vorgesehen sind, die die Gemeinschaft zur Verwirk-
lichung einer vom Vertrag vorgesehenen gemeinsamen Politik erlassen hat, sind die
Mitgliedstaaten demnach nicht mehr berechtigt, gegenüber dritten Staaten Ver-
pflichtungen einzugehen, die diese Normen beeinträchtigen oder ihre Tragweite
ändern. Diese Rechtsprechung ist auch im Rahmen von Art. 84 (jetzt: 80) Abs. 2
EGV anwendbar. Der EuGH kam zu dem Ergebnis, dass Deutschland im Hinblick
auf zwei Gegenstände des fraglichen Abkommens keine völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen hätte eingehen dürfen, nämlich in Bezug auf die Flugpreise der von
den USA bezeichneten Luftfahrtunternehmen auf Strecken der Gemeinschaft und in
Bezug auf die in Deutschland von Drittstaatsangehörigen angebotenen Computer-
systeme zur Buchung von Luftverkehrsprodukten, da diese Gegenstände von den
einschlägigen Verordnungen der Gemeinschaft auch insoweit erfasst werden, als
Drittländer betroffen sind.

Rechtsschutzsystem

In einer Reihe von Rechtssachen ging es um die Auslegung des Kriteriums indivi-
dueller Betroffenheit gemäß Art. 230 Abs. 4 EGV bei Nichtigkeitsklagen Einzelner
gegen Rechtsnormen. In der Rechtssache T-17/0022 hatten 71 Abgeordnete des
Europäischen Parlaments gegen einen Beschluss des Parlaments Nichtigkeitsklage
erhoben, welcher der Umsetzung der Interinstitutionellen Vereinbarung über die
internen Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung
(OLAF)23 diente. Durch den angegriffenen Beschluss wurde die Geschäftsordnung
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des Europäischen Parlaments um Bestimmungen ergänzt, die die Abgeordneten ins-
besondere dazu verpflichten, mit dem Amt für Betrugsbekämpfung umfassend
zusammen zu arbeiten. Die Kläger rügten eine Verletzung der parlamentarischen
Immunität und der Freiheit des Mandats der Abgeordneten. Das Gel erklärte die
Klagen für unzulässig, weil die Kläger von dem angefochtenen Beschluss nicht
individuell betroffen seien. Der Umstand, dass sich die Personen, für die eine
Maßnahme gilt, nach Zahl und Identität bestimmen ließen, sei für sich genommen
nicht ausschlaggebend. Für den Fall einer Beeinträchtigung ihrer Immunität durch
OLAF verwies das Gel die Kläger auf den im EG-Vertrag vorgesehenen Rechts-
schutz. Die Gefahr einer solchen Beeinträchtigung erlaube es nicht, von den im EG-
Vertrag geregelten Klage Voraussetzungen abzuweichen. Gegen das Urteil des Gel
haben die Kläger Rechtsmittel eingelegt.24 Hierbei stützen sie sich auch auf das
Prinzip effektiven Rechtsschutzes, dem durch eine geänderte Auslegung des
Kriteriums individueller Betroffenheit Rechnung zu tragen sei.

Eine Neuorientierung bei der Auslegung des Kriteriums individueller Betroffen-
heit stand auch im Mittelpunkt der Rechtssachen T-177/0125 und C-50/00 P.26 In
beiden Rechtssachen war nicht zweifelhaft, dass die Klägerin bzw. die Rechts-
mittelführerin, gemessen an der bisherigen ständigen Rechtsprechung des EuGH,
von der jeweils angegriffenen Verordnung nicht individuell betroffen waren, denn
die Verordnungen berührten sie weder wegen bestimmter persönlicher Eigen-
schaften noch wegen besonderer, sie aus dem Kreis aller übrigen Personen heraus
hebender Umstände und individualisierten sie somit nicht in ähnlicher Weise wie
den Adressaten einer Maßnahme. Da beide Verordnungen auch keiner nationalen
Durchführungsmaßnahmen bedurften, gegen die eine Klage vor den nationalen
Gerichten hätte erhoben werden können, schien weder vor den Gemeinschafts-
gerichten noch im Rahmen eines Verfahrens vor den nationalen Gerichten Rechts-
schutz möglich zu sein. In der Rechtssache C-50/00 P hielt der Generalanwalt diese
Lücke im Rechtsschutzsystem für so gravierend, dass er dem EuGH vorschlug,
seine Interpretation des Merkmals individueller Betroffenheit zu ändern. Indivi-
duelle Betroffenheit sei demnach bereits dann anzunehmen, wenn die angefochte-
ne Handlung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Interessen des Klägers
haben könne. Das Gel, das anschließend entschied, schloss sich in seinem Urteil der
Auffassung des Generalanwalts an. Um einen wirksamen Rechtsschutz, wie er ins-
besondere von der EMRK und der Charta der Grundrechte gefordert werde, zu
gewährleisten, müsse eine Person bereits dann als von einer allgemein geltenden
Gemeinschaftshandlung individuell betroffen angesehen werden, wenn die Hand-
lung ihre Rechte einschränke oder ihr Pflichten auferlege. Gegen dieses Urteil hat
die Kommission Rechtsmittel eingelegt.27 Der EuGH folgte der Ansicht des
Generalanwalts sowie dem Urteil des Gel nicht. Vielmehr stellte er fest, dass der
EG-Vertrag ein vollständiges Rechtsschutzsystem geschaffen hat, in dessen Rah-
men die nationalen Gerichte dem EuGH Fragen zur Vorabentscheidung vorlegen
können. Somit ist es Sache der Mitgliedstaaten, ein System von Rechtsbehelfen und
Verfahren vorzusehen, mit dem die Einhaltung des Rechts auf effektiven Rechts-
schutz gewährleistet werden kann. Die vorgeschlagene Weiterentwicklung des
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Merkmals individueller Betroffenheit lehnte der EuGH ab, weil dies letztlich den
Wegfall einer Voraussetzung bedeuten würde, die ausdrücklich im EG-Vertrag vor-
gesehen ist. Der EuGH gestand aber zu, dass ein anderes System der Recht-
mäßigkeitskontrolle vorstellbar ist. Eine Reform des gegenwärtigen Systems ist
jedoch Sache der Mitgliedstaaten gemäß Art. 48 EUV.

Institutionelle Fragen

In der Rechtssache T-209/0028 ging es um eine Schadensersatzklage, die auf die
Behauptung gestützt war, der Bürgerbeauftragte habe bei der Behandlung einer
Beschwerde des Klägers, die dessen Benachteiligung in einem von der Kommis-
sion veranstalteten Auswahlverfahren zum Gegenstand hatte, mehrere Amtsfehler
begangen. Nachdem das Gel die Klage, soweit sie gegen das Europäische Parla-
ment gerichtet war, bereits im Vorjahr als unzulässig abgewiesen hatte,29 entschied
es nur noch über die Klage gegen den Bürgerbeauftragten. Anders als der Bürger-
beauftragte hielt das Gel die Klage für zulässig. Zwar räumte das Gel ein, die
gerichtliche Kontrolle der Tätigkeit des Bürgerbeauftragten müsse beschränkt sein,
weil dieser bei der Ausübung seiner Tätigkeit über ein sehr weites Ermessen ver-
füge und nicht verpflichtet sei, ein bestimmtes Ergebnis zu erzielen. Jedoch sei es
nicht ausgeschlossen, dass ein Bürger unter außerordentlichen Umständen nach-
weisen könne, dass der Bürgerbeauftragte bei der Ausübung seiner Aufgaben einen
offensichtlichen Fehler begangen habe, der für einen Schaden des Bürgers ursäch-
lich sein könne. Gegen die Annahme der Zulässigkeit der Klage richtet sich das
Rechtsmittel des Bürgerbeauftragten.30 Im Ergebnis wies das Gel die Klage jedoch
als unbegründet ab, weil dem Bürgerbeauftragten die vom Kläger behaupteten
Amtsfehler nicht nachgewiesen werden konnten. Demnach ist es insbesondere
nicht Aufgabe des Bürgerbeauftragten, einen Bürger auf ablaufende Rechtsmittel-
fristen hinzuweisen. Vielmehr ist es Sache des Bürgers abzuwägen, welcher der bei-
den möglichen Wege - Beschwerde zum Bürgerbeauftragten oder Klageerhebung -
seinen Interessen am besten gerecht werden dürfte.

Anmerkungen
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